Ergänzung zum Arbeitsvertrag vom (Datum) betreffend Erwerb des CZV-Fähigkeitsausweises
zwischen
X AG (im Folgenden „Arbeitgeber“ genannt)

und

Herr/Frau X (im Folgenden „Arbeitnehmer“ genannt)

Diese Vereinbarung stellt eine Ergänzung zum Arbeitsvertrag vom (Datum) dar.
1. Der Arbeitnehmer wird ab (Datum) an einem Ausbildungsgsprogramm gemäss Art. 4 der Chauffeurzulassungsverordnung (CZV) zwecks Erwerb des Fähigkeitsausweises teilnehmen. Der Fähigkeitsausweis wird benötigt für den Transport von Gütern oder Personen mit Fahrzeugen der Kat. C/C1/D/D1.
2. Die vorgeschriebenen Prüfungen für den Erwerb des Fähigkeitsausweises müssen innerhalb eines Jahres nach Beginn des Ausbildungsprogramms abgelegt werden. Eine Verlängerung ist ausgeschlossen. Das Nichtbestehen der Prüfungen kann die ordentliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses zur Folge haben.
3. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, die notwendigen Ausbildungsprogramme zu besuchen, sich nach Kräften für das Bestehen der CZV-Prüfungen einzusetzen und sich rechtzeitig für die Prüfungen anzumelden.
4. Der Arbeitgeber berücksichtigt bei der Zuteilung der Arbeit den Umstand, dass der Arbeitnehmer an einem Ausbildungsprogramm teilnimmt. Die Wahl des Ausbildungsprogramm-Anbieters erfolgt durch den Arbeitgeber.
5. Für die Dauer der Teilnahme am Ausbildungsprogramm erhält der Arbeitnehmer den vollen Lohn.

6. Unter Vorbehalt der Ziffer 7 trägt der Arbeitgeber die anfallenden, nachgewiesenen und notwendigen Ausbildungskosten sowie einmalig die Prüfungsgebühren. Die übernommenen Kosten betragen insgesamt nicht mehr als Fr. xxxxxxxx.
7. Die im Zusammenhang mit der Ausbildung anfallenden Kosten für Weg, Verpflegung, Übernachtung etc. sind vollumfänglich vom Arbeitnehmer zu tragen.
8. Die in Ziffer 5 und 6 genanten Ansprüche entfallen, wenn der Arbeitnehmer das Ausbildungsprogramm vor dessen Ende abbricht, wenn der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis vor dem Ablegen der Prüfungen kündigt oder wenn der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Gründen kündigt, die klarerweise in der Person des Arbeitnehmers liegen. Bereits erbrachte Zahlungen sind in diesen Fällen dem Arbeitgeber innert eines Monats vollumfänglich zurückzuerstatten. 
9. Die genannten Ansprüche entfallen nicht bzw. die Rückzahlungspflicht entfällt bei gerechtfertigter fristloser Kündigung sowie für den Fall, dass der Arbeitnehmer das Weiterbildungsprogramm ohne sein Verschulden abbrechen muss.

10. Wird das Arbeitsverhältnis vor Ablauf von 2 Jahren nach Erwerb des Fähigkeitsausweises aufgelöst durch Kündigung des Arbeitnehmers oder durch Kündigung des Arbeitgebers aus Gründen, die klarerweise in der Person des Arbeitnehmers liegen, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, die gemäss Ziffer 6 erfolgten Zahlungen zurückzuzahlen, und zwar anteilsmässig für den Zeitraum zwischen dem Ende des Arbeitsverhältnisses und dem Ablauf der Bindungsfrist (Bemessungsgrundlage 2 Jahre). Die Rückzahlungspflicht entfällt bei gerechtfertigter fristloser Kündigung.

11. Die Rückzahlungspflicht gemäss Ziffer 9 und 10 wird bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig und kann mit noch bestehenden Ansprüchen des Arbeitnehmers verrechnet werden.

Ort, Datum: ……………………………………………………………………

Der Arbeitgeber





Der Arbeitnehmer

